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Formular zur Abgabe einer Stellungnahme zur Änderung der Richtlinie über die berufsgruppenübergreifende, koordinierte und strukturierte 

Versorgung insbesondere für schwer psychisch kranke Versicherte mit komplexem psychiatrischen oder psychotherapeutischen 

Behandlungsbedarf (KSVPsych-RL) 

Bitte tragen Sie Ihre Stellungnahme zur Synopse der Beschlussvorhaben zur KSVPsych-RL in die folgende Tabelle ein.  

Berufsverband Deutscher Psychologinnen und Psychologen (BDP e.V.)/ Fachsektion VPP im BDP 

28.04.2025 

 

Für allgemeine Anmerkungen steht Ihnen die folgende Tabellenzeile zur Verfügung.  

Allgemeine Anmerkungen 

 

 

Bitte wählen Sie aus, zu welchen Änderungen Sie eine Stellungnahme abgeben möchten und fügen Sie diese unter „Stellungnahme“ und 

„Begründung“ ein. Bitte geben Sie ggf. auch an, auf welche Position (GKV-SV, KBV, DKG, PatV, alle) sich Ihre Stellungnahme bezieht.  

Paragraph, betreffende 
Passage 

Änderung des KSVPsych-RL Position 
von 

Stellungnahme Begründung 

§ 2 Absatz 2 Definition der 
Patientengruppe: 
KBV/DKG: Erweiterung der 
Diagnosen um das Kapitel F00 
– F99 des ICD-10-GM, 
GKV-SV/PatV: Beibehaltung 
der Diagnosegruppen F10 – 
F99 des ICD-10-GM 
 

GKV/Pat
V 

Beibehaltung Diagnosebereich Ursprüngliche Zielrichtung 
beibehalten 
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Paragraph, betreffende 
Passage 

Änderung des KSVPsych-RL Position 
von 

Stellungnahme Begründung 

§ 3 Absatz 2 Satz 1 
Folgeänderungen: 
§ 3 Absatz 1 Nummer 1, 
§ 3 Absatz 2 Satz 2 
§ 3 Absatz 2 Satz 6 ff 
§ 3 Absatz 9 Satz 7 

Konzeption der Netzverbünde 
(MVZ und BAG): 
GKV-SV/KBV/DKG: 
Ein Netzverbund ist  
- (wie bisher) ein 

Zusammenschluss von zur 
Teilnahme an der 
vertragsärztlichen 
Versorgung zugelassenen 
(DKG: oder ermächtigten) 
Leistungserbringern oder 

- ein MVZ / eine örtliche 
BAG. 

PatV: Beibehaltung der 
bisherigen Regelung, , keine 
Ergänzungen zu MVZ/BAG.  
 

PatV Erhalt der bisherigen Regelung Statt dem Schaffen neuer 
Strukturen sollten bestehende 
Strukturen weiter forciert werden 

§ 3 Absatz 2 Satz 1 Einbezug ermächtigte 
Leistungserbringer (infolge 
Änderung 
Zulassungsverordnung-Ärzte) 
DKG/PatV:  
Einbezug ermächtigter 
Leistungserbringer 
GKV-SV/KBV:  
Kein Einbezug 
 
 

KBV Erhalt bisheriger Regelung Siehe oben 
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Paragraph, betreffende 
Passage 

Änderung des KSVPsych-RL Position 
von 

Stellungnahme Begründung 

§ 3 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 2 sowie 
§ 3 Absatz 4 Satz 2, 
§ 4 Absatz 1 [GKV-SV/KBV: 
Satz 4] (DKG/PatV: Satz 3] 
Nummer 4 

Ergänzung um 
Fachpsychotherapeuten 
(infolge des 
Psychotherapeutengesetzes). 

allen Bestätigung der Ergänzung Reform PsychThG 

§ 3 Absatz 2 Satz 3 Anzahl der Fachärztinnen und 
Fachärzte/ 
Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten im 
Netzverbund 
Der Netzverbund umfasst statt 
mindestens insgesamt 10 
[GKV/KBV/DKG: sechs] (PatV 
fünf] Fachärztinnen und 
Psychotherapeuten; von diesen 
statt mindestens vier 
mindestens zwei Fachärzte und 
statt mindestens vier 
mindestens zwei 
Psychotherapeutinnen. 
 

GKV/KBV Bestätigung 6 der genannten 
Mitglieder im Netzwerkverbund 

Angemessene Verteilung 

§ 3 Absatz 2 Satz 4  
 
(siehe auch: § 4 Absatz 1 
[GKV-SV/KBV: Satz 3] 
[DKG/PatV: Satz 2]: 
Vorgabe voller 

Umfang Versorgungsaufträge 
im Netzverbund: 
GKV-SV: Ein Facharzt und ein 
Psychotherapeut im 
Netzverbund verfügen jeweils 

KBV Bestätigung ein Facharzt oder 
ein Psychotherapeut verfügen 
über einen vollen 
Versorgungsauftrag 

Mehr Flexibilität in Richtung 
Netzwerkgründung möglich: 
Immer mehr PT Praxen arbeiten 
mit einem halben 
Versorgungsauftrg. 
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Paragraph, betreffende 
Passage 

Änderung des KSVPsych-RL Position 
von 

Stellungnahme Begründung 

Versorgungsauftrag von 
Bezugsarzt/-
psychotherapeut wird 
gestrichen) 

über einen vollen 
Versorgungsauftrag. 
KBV: Ein Facharzt oder ein 
Psychotherapeut im 
Netzverbund verfügen über 
einen vollen 
Versorgungsauftrag. 
DKG/PatV: Ein Facharzt verfügt 
über einen vollen und ein 
Psychotherapeut über einen 
halben 
Versorgungsauftrag/entsprech
ende Anstellungsgenehmigung. 
Halbe Versorgungsaufträge bei 
den anderen Netzverbund-
Mitgliedern sind zulässig. 
 

§ 3 Absatz 2  
[GKV-SV/KBV: Satz 6] 
[DKG: Satz 7] 

Anforderungen an MVZ und 
BAG: 
GKV-SV: Feststellung, dass für 
MVZ und BAG dieselben 
Anforderungen gelten wie für 
alle Netzverbünde  
KBV/DKG: Geringere 
Anforderungen an MVZ/BAG 
als an die anderen 
Netzverbünde: Fachärzte/ 
Psychotherapeuten mit dem 

GKV-SV Bestätigung Vorhandene Strukturen sollten 
genutzt werden 
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Paragraph, betreffende 
Passage 

Änderung des KSVPsych-RL Position 
von 

Stellungnahme Begründung 

Umfang von mindestens drei 
vollen 
Versorgungsaufträgen/entspre
chenden 
Anstellungsgenehmigungen, 
davon mindestens ein halber 
psychiatrischer und ein halber 
psychotherapeutischer 
Versorgungsauftrag bzw. 
Anstellungsgenehmigung (KBV: 
plus ein Vollzeitäquivalent für 
eine nichtärztliche 
koordinierende Person). 
 

§ 3 Absatz 3 Satz 2 und 3 Kooperation mit Krankenhaus:  
Die Vorgaben werden 
gelockert:  
Die Kooperation mit einem 
Pflichtversorgungs-
Krankenhaus ist nicht mehr 
verpflichtend, sondern 
anzustreben; das 
kooperierende Krankenhaus 
muss sich in räumlicher Nähe 
zum Netzverbund befinden. 
 
 

allen Zustimmung Sinnvoll um Realisierbakeit zu 
erhöhen 
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Paragraph, betreffende 
Passage 

Änderung des KSVPsych-RL Position 
von 

Stellungnahme Begründung 

§ 3 Absatz 3 Satz 5 - 7 KBV: Ausnahmeregel von 
Kooperation mit Krankenhaus:  
Die Vorgabe der Kooperation 
mit Krankenhaus gilt nicht, 
wenn trotz ernsthaften 
Bemühens innerhalb von 3 
Monaten kein zur Kooperation 
bereites Krankenhaus 
gefunden werden konnte. In 
diesem Fall sind ein 
entsprechender Nachweis und 
ein Konzept für 
Krisenbetreuung vorzulegen. 
 

KBV Befürwortung Kann Realisierbarkeit in 
strukturschwachen Regionen 
erhöhen 

§ 3 Absatz 6 Anpassung des Wortlautes an 
den Titel der Musterweiter-
bildungsordnungen der BPtK 
 

allen Zustimmung  

§ 3 Absatz 9 
Folgeänderungen: 
§ 3 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2,  
§ 3 Absatz 2 [GKV-SV/KBV: 
Satz 5] [DKG/PatV: Satz 6], 
§ 3 Absatz 3 Satz 1, 
§ 3 Absatz 4 Satz 1 (Begriff 
Kooperationsvertrags-
partner),  

Lockerung: 
Netzverbundverträge sind 
nicht mehr verpflichtend: 
Die Leistungserbringer legen 
gegenüber der zuständigen KV 
einen Nachweis zur Prüfung 
vor, dass sie die 
Anforderungen der KSVPsych-
RL erfüllen. Der Nachweis kann 
die Form von Vereinbarungen, 

allen Zustimmung mit dem Hinweis 
Haftungsrechtliche Fragen zu 
klären, wenn kein Vertrag 
besteht. 

Erhöht Realisierbarkeit 
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Paragraph, betreffende 
Passage 

Änderung des KSVPsych-RL Position 
von 

Stellungnahme Begründung 

§ 3 Absatz 9 Satz 5 (Begriff 
Kooperationsvertrags-
partner), 
§ 4 Absatz 1 Satz 4 
§ 6 Absatz 4 

z.B. Netzverbundverträgen 
haben (wie bisher); es reicht 
aber auch, wenn er in Form 
einer schriftlichen einseitigen 
Erklärung jedes 
Leistungserbringers erfolgt. 
 

§ 3 Absatz 11 Anpassung der Vorgaben zur 
Information über das Angebot 
und die Erreichbarkeit der 
Netzverbünde: 
Die Netzverbünde geben die 
Information über Angebot und 
Erreichbarkeit an die 
zuständige Kassenärztliche 
Vereinigung (KV) (zur 
Information der Patienten und 
der im jeweiligen Bundesland 
zugelassenen Krankenhäuser). 
Die KV stellt diese Information 
im Internet als öffentliches 
Verzeichnis bereit und stellt es 
Landesverbänden der 
KK/Ersatzkassen und den 
Landeskrankenhausgesellschaft
en zur Verfügung. 
Außerdem gehen diese 
Information an die Arztsuche 

allen Zustimmung  
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Paragraph, betreffende 
Passage 

Änderung des KSVPsych-RL Position 
von 

Stellungnahme Begründung 

des Nationalen 
Gesundheitsportals. 
 

§ 3 Absatz 11 Satz 2 Information über das Angebot 
und die Erreichbarkeit der 
Netzverbünde; Zeitangabe: 
GKV-SV/PatV: Vorgabe, dass 
das Verzeichnis der 
Netzverbünde quartalsweise 
zur Verfügung zu stellen ist. 
KBV/DKG: Keine Vorgabe zur 
Frequenz (wie bisher). 
 

 Enthaltung: Bisherige Praxis 
nicht bekannt 

 

§ 4 Absatz 1  Ersetzen des Begriffs 
„Ansprechpartner“ durch den 
genderneutralen Begriff 
„Ansprechperson“. 
 

allen Zustimmung  

§ 4 Absatz 1 Satz 2 und 3 Vorgabe eines vollen 
Versorgungsauftrags von 
Bezugsarzt/-psychotherapeut 
wird gestrichen. 
 

allen Zustimmung  

§ 4 Absatz 1 [GKV-SV/KBV: 
Satz 3] [DKG/PatV: Satz 2] 

Umfang Versorgungsauftrag 
von Bezugsarzt/-
psychotherapeut: 
GKV-SV/KBV: Keine Vorgabe 
mehr zum Umfang des 

GKV, KBV Zustimmung Mitteilung konkreter 
Erreichbarkeiten sinnvoll 
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Paragraph, betreffende 
Passage 

Änderung des KSVPsych-RL Position 
von 

Stellungnahme Begründung 

Versorgungsauftrages, 
stattdessen Vorgabe zur 
telefonischen Erreichbarkeit 
des Bezugsarztes/-Psycho-
therapeuten oder der 
koordinierenden Person von 
mindestens jeweils 50 Minuten 
an vier Tagen / Woche. 
DKG/PatV: Der Bezugsarzt/-
Psychotherapeut muss 
mindestens über einen halben 
Versorgungsauftrag / 
entsprechende 
Anstellungsgenehmigung / 
entsprechenden Tätigkeit in 
der PIA verfügen. 
 

§ 4 Absatz 3 Nummer 2 Neue Einfügung „Initiierung 
patientenorientierter 
Fallbesprechungen“ als 
Aufgabe des Bezugsarztes/-
Psychotherapeuten. 
 

allen   

§ 6 Absatz 1 Nr. 2 Frist für Eingangssprechstunde: 
in der Regel innerhalb von 
GKV-SV/DKG: sieben 
Werktagen (wie bisher), 
KBV/PatV: zwei Wochen. 

KBV/Pat
V 

Zustimmung 2 Wochen Erhöht die Realisierbarkeit 
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Paragraph, betreffende 
Passage 

Änderung des KSVPsych-RL Position 
von 

Stellungnahme Begründung 

§ 6 Absatz 1 Nummer 3 Frist für 
Differenzialdiagnostische 
Abklärung:  
in der Regel innerhalb von 
GKV-SV/DKG/PatV: sieben 
Werktagen (wie bisher), 
KBV: vier Wochen. 
 

 
KBV 

 
Zustimmung 

Erhöht die Realisierbarkeit 
 

§ 6 Absatz 1 Nummer 5 Ersetzen der Vorgabe einer 
„einheitlichen“ durch 
„verständliche“ 
Patientenkommunikation. 
 

   

§ 6 Absatz 1 Nr. 6 - 7 sowie  
§ 6 Absatz 2 Satz 1,  
§ 6 Absatz 3, 
§ 9 Absatz 1 
§ 11 Absatz 6 

Telematikinfrastruktur: Die 
Kommunikation der 
Netzverbundmitglieder kann 
unter Einbezug von 
Komponenten und Diensten 
der Telematikinfrastruktur 
erfolgen. 
 

allen Zustimmung  

§ 6 Absatz 1 Nummer 10 
 

Patientenorientierte 
Fallbesprechungen 
KBV: Die Frequenz wird 
patientenindividuell bestimmt, 
mindestens einmal im Quartal, 

GKV/DK
G/PatV 

Zustimmung 2 Mal im Quartal Erscheint bei schweren 
Komlexerkrankungen sinnvoll 
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Paragraph, betreffende 
Passage 

Änderung des KSVPsych-RL Position 
von 

Stellungnahme Begründung 

GKV-SV/DKG/PatV: Frequenz 
mindestens zweimal im 
Quartal (wie bisher). 
 

§ 6 Absatz 1 Nummer 11 
(KBV) 

KBV: Niedrigschwellige 
Gruppenangebote 
Niedrigschwellige 
Gruppenangebote als 
zusätzliche Leistung innerhalb 
der KSVPsych-Versorgung. 
 

KBV Zustimmung  Sinvolle Kann-Ergänzung 

§ 6 Absatz 1 Nummer 11 
(PatV) 

PatV: Lockerung 
Qualitätsvorgaben 
Es müssen nicht mehr 
Qualitäsmanagement-
verfahren, sondern nur noch 
Qualitätsstandards vereinbart 
werden, die Teilnahme an 
Fortbildungsinitiativen muss 
nicht regelmäßig erfolgen. 
GKV-SV/KBV/DKG: 
Beibehaltung der bisherigen 
Vorgaben, dass 
Qualitätsmanagementverfah-
ren vereinbart und eingehalten 
werden und eine regelmäßige 
Beteiligung an 
Fortbildungsinitiativen 

GKV/KVB
/DKG 

Zustimmung QS Vorgaben 
unerändert 

QS wichtig bei diesen neuen 
Strukturen 
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Paragraph, betreffende 
Passage 

Änderung des KSVPsych-RL Position 
von 

Stellungnahme Begründung 

innerhalb des Netzverbundes 
erfolgt. 
 

§ 8 Absatz 1 Satz 4 und 5 
 
KBV: Folgeänderung in  
§ 8 Absatz 1 Satz 3, 
§ 9 Absatz 3 Satz 3 

Differentialdiagnostische 
Abklärung 
GKV-SV/DKG: Die Vorgaben 
zur differentialdiagnostischen 
Abklärung 
(Differentialdiagnostik erfolgt 
weiterhin durch Fachärzte; 
Bezugsarzt bei 
behandlungsleitender 
somatischer Hauptdiagnose) 
sind unverändert. 
 
KBV: Differentialdiagnostik soll 
durch einen Facharzt und einen 
Psychotherapeuten gemäß § 3 
Absatz 2 Satz2 Nummer 1 und 
2 erfolgen. Alle weiteren 
Vorgaben zur 
differentialdiagnostischen 
Abklärung (Bezugsarzt bei 
behandlungsleitender 
somatischer Hauptdiagnose) 
werden gestrichen. 
Das Ergebnis der 
Differentialdiagnostik wird im 

KBV teilweise Zustimmung; aber:   
 
Eine differentialdiagn. 
Abklärung sollte z.B. beim 
vorliegen aktueller somatischer 
Befunde (z.B. Konsiliarbericht, 
Hausärztliche Befunde) auch 
durch eine Psychologische 
Psychotherapeut*in „alleine“ 
erfolgen können. 
 
 
 
 

Erhöht die Realisierbarkeit 
Nutzung vorhandener 
Ressourcen: 
 
Psychologische 
Psychotherapeut*innen sind 
hervorragend ausgebildet, um eine 
psychische und soziale Diagnostik 
durchzuführen. Eine somatische 
Diagnostik kann dabei oft durch 
externe Vorbefunde oder durch im 
Netzwerk tätige Ärzt*innen 
abgedeckt werden. 
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Paragraph, betreffende 
Passage 

Änderung des KSVPsych-RL Position 
von 

Stellungnahme Begründung 

Gesamtbehandlungsplan 
festgehalten. 
 
Zusatz in § 8 Absatz 1 Satz 3, 
dass für die Diagnostik und 
Indikationsstellung im Rahmen 
der KSVPsych-RL die 
bestehenden berufsrechtlichen 
Pflichten gelten. 
 
PatV: Die Differentialdiagnostik 
erfolgt weiterhin durch einen 
Facharzt; alle weiteren 
Vorgaben zur 
differentialdiagnostischen 
Abklärung (Bezugsarzt bei 
behandlungsleitender 
somatischer Hauptdiagnose) 
werden gestrichen. 
 

§ 8 Absatz 2 [GKV-SV: 
Satz 4] 

GKV-SV: Es ist anzustreben, 
dass bei einer vorrangig 
psychiatrischen Behandlung 
auch ein Psychotherapeut in 
die KSVPsych-Versorgung 
eingebunden wird. 
 

GKV-SV Falls vorausgehende Forderung 
(DD-Abklärung durch Fachärzte 
oder/und Psychotherapeuten) 
nicht umgesetzt werden sollte 
ggf sinnvoll. 
  

Psychotherapie ist Teil einer 
leitlinienorientierten Behandlung 



25.03.2025 

14 
 

Paragraph, betreffende 
Passage 

Änderung des KSVPsych-RL Position 
von 

Stellungnahme Begründung 

§ 8 Absatz 3 Satz 2  
Folgeänderung: 
§ 9 Absatz 1 

Wenn Hilfsangebote außerhalb 
des SGB V bereits bestehen, 
werden diese im Rahmen der 
Behandlung berücksichtigt; 
dies ist im 
Gesamtbehandlungsplan zu 
dokumentieren. 
 

allen Zustimmung  

§ 8 Absatz 4 [GKV-SV: Satz 
2 und 3] 

GKV-SV: Der 
Behandlungsbeginn und das 
Behandlungsende der 
KSVPsych-Versorgung sind 
anzuzeigen. 
Vorgaben zu einer 
standardisierten und 
einheitlichen Meldung und 
deren Inhalten. 
 

GKV-SV Zustimmung Erhöht Transparenz 

§ 9 Absatz 1 Ergänzung: Im 
Gesamtbehandlungsplan wird 
auch festgehalten, ob 
Abstimmungen zwischen 
Fachärzten und 
Psychotherapeuten 
erforderlich sind, und falls ja, 
zu welchem Zeitpunkt und in 
welcher Form (z.B. als 
Fallbesprechung). 

allen Zustimmung  
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Paragraph, betreffende 
Passage 

Änderung des KSVPsych-RL Position 
von 

Stellungnahme Begründung 

§ 11 Absatz 1 Passus „durch die Anwendung 
eines geeigneten Assessment“ 
wird gestrichen 
 

allen   

§ 11 Absatz 6 Ergänzung: Zur 
Informationsweitergabe in das 
Krankenhaus wie auch aus dem 
Krankenhaus in die ambulante 
Versorgung können auch 
Komponenten und Dienste der 
Telematikinfrastruktur gemäß 
§ 311 Absatz 6 SGB V und § 
342 SGB V einbezogen werden. 
 

allen Zustimmung unter 
Berüksichtigung der 
Zustimmung Behandelter 

 

 


